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Landeshauptstadt Stuttgart 
Referat Städtebau und Umwelt 
GZ: StU 

GRDrs 1006/2013 
      
 

Stuttgart, 20.11.2013 

Bebauungsplan mit Satzung über örtliche Bauvorschriften Hauptstra-
ße/Vollmoellerstraße im Stadtbezirk Vaihingen (Vai 274)  
- Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 (1) BauGB 

Beschlussvorlage 

Vorlage an zur Sitzungsart Sitzungstermin 

Ausschuss für Umwelt und Technik 
Bezirksbeirat Vaihingen 
Ausschuss für Umwelt und Technik 
      

Einbringung 
Beratung 
Beschlussfassung 
      

nicht öffentlich 
öffentlich 
öffentlich 
      

03.12.2013 
10.12.2013 
17.12.2013 
      

      

Beschlussantrag 

 
Der Bebauungsplan mit Satzung über örtliche Bauvorschriften Hauptstraße/Vollmoeller-
straße im Stadtbezirk Stuttgart-Vaihingen (Vai 274) ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB aufzu-
stellen. 
 
Der künftige Geltungsbereich ist im Kartenausschnitt auf dem Deckblatt der Allgemeinen 
Ziele und Zwecke der Planung (Anlage 1) dargestellt.  
 
Maßgebend für den Geltungsbereich ist der Lageplan des Amtes für Stadtplanung und 
Stadterneuerung vom 14. Oktober 2013. 
 

Begründung

Für den größten Teil des Geltungsbereiches des aufzustellenden Bebauungsplanes 
liegen einfache Bebauungspläne (Baulinienpläne) aus den Jahren 1913, 1930 und 
1934 vor, die lediglich die überbaubaren Grundstücksflächen und die Verkehrsflächen 
festsetzen. Für einen kleinen Bereich des Geltungsbereiches existiert qualifiziertes Pla-
nungsrecht (Bebauungsplan „Ifflandstraße Vaihingen“, 1965/109). Mit dem aufzustel-
lenden Bebauungsplan soll u. a. erstmalig die Art und das Maß der baulichen Nutzung 
festgesetzt werden bzw. im Falle des Bereiches mit heute vorhandenem qualifizierten 
Planungsrecht den geänderten Gegebenheiten und Erfordernissen angepasst werden.  
 
Für den Stadtbezirk Vaihingen wurde im Januar 2013 ein Struktur- und Rahmenplan 
vom Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung in Auftrag gegeben. Der Strukturplan 
umfasst den gesamten besiedelten Bereich des Stadtbezirks Vaihingen. Der darauf 
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aufbauende und konkretisierende Rahmenplan beschränkt sich im Wesentlichen auf 
die Stadtteile Heerstraße/Vaihingen-Mitte und umfasst daher auch den Geltungsbereich 
des aufzustellenden Bebauungsplanes. Der Entwurf des Strukturplans und erste Er-
gebnisse des Rahmenplans können voraussichtlich noch bis Ende 2013 in einem 
mündlichen Bericht im Ausschuss für Umwelt und Technik und im Bezirksbeirat Vaihin-
gen vorgestellt werden. 
 
Der Rahmenplan soll als Grundlage für spätere Bebauungsplanverfahren herangezo-
gen werden. Mit dem Rahmenplan sollen Vorgaben u. a. für die Art und das Maß der 
baulichen Nutzung, die Straßenraumgestaltung, die Höhenentwicklung der Gebäude, 
die Lage von Baugrenzen/Baulinien, die Unterbringung des ruhenden Verkehrs und den 
Erhalt/die Neupflanzung von Bäumen erarbeitet werden, die dann im Bebauungsplan-
verfahren in Form von Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften umgesetzt werden. 
Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan soll bereits jetzt gefasst werden, um 
Entwicklungen im Geltungsbereich zu verhindern, die den städtebaulichen Zielsetzun-
gen und dem Ergebnis des Rahmenplans - insbesondere bezüglich Höhenentwicklung 
der Gebäude und der Dachgestaltung - zuwider laufen könnten. Nach dem gegenwärti-
gen Planungsstand des Rahmenplans werden Satteldächer und Walmdächer (letztere 
vor allem südlich der Ifflandstraße) auch mit Blick auf die bestehende Prägung im Gel-
tungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes als sinnvolle Dachform angesehen. 
Entlang der Hauptstraße sollen für die rückwärtigen überbaubaren Grundstücksflächen 
bei eingeschossigen Gebäudeteilen Flachdächer oder bis 7° geneigte Dächer möglich 
sein. Erforderlichenfalls können auf Grundlage des Aufstellungsbeschlusses auch Bau-
anträge im Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplans zurückgestellt wer-
den. 

 
Weiterhin sollen mit dem aufzustellenden Bebauungsplan die Vergnügungsstättenkon-
zeption (GRDrs. 670/2011) sowie das Einzelhandels- und Zentrenkonzept (GRDrs. 
222/2009) der Stadt Stuttgart umgesetzt werden, um unerwünschte Fehlentwicklungen 
in Bezug auf Vergnügungsstätten und ähnliche Einrichtungen sowie im Einzelhandel zu 
vermeiden.   
 
Im aufzustellenden Bebauungsplan sollen u. a. folgende Festsetzungen getroffen wer-
den: 
 
•  Erstmalige Festsetzung der Art und des Maßes der baulichen Nutzung bzw.  
 Änderung bestehender Festsetzungen dazu. 
•  Im Zusammenhang mit der Festsetzung der Art der baulichen Nutzung wird der  
  Ausschluss von Vergnügungsstätten festzusetzen und der Einzelhandel gemäß  
  Einzelhandels- und Zentrenkonzept zu regeln sein.  
•  Beschränkung der Zahl der Vollgeschosse auf maximal 3, in Teilen gegebenenfalls 
 auch auf maximal 2.  
•  Begrenzung der Vollgeschosse: maximale Trauf- und Firsthöhe. Entlang der Haupt- 
 straße ist eine maximale Traufhöhe von 10,5 m und eine Firsthöhe von 14,5 m vor- 
 gesehen. 
•  Anpassung der bisher festgesetzten Baulinien an die geänderten Gegebenheiten  
  und Erfordernisse. 
•  Festsetzungen zur Dachform (siehe obige Ausführungen) 
 
Für das Grundstück Ackermannstraße 2 lag ein Bauantrag vor, der am 6.11.2013 aus 
formalen Gründen zurückgewiesen wurde. Es ist davon auszugehen, dass zeitnah ein 
erneuter Bauantrag eingereicht wird, der nach geltendem Recht zu genehmigen wäre. 
Um zu verhindern, dass durch die Baugenehmigung Fakten geschaffen werden bzw. 
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eine Entwicklung erfolgt, die den künftigen Planungen widersprechen könnte, sollen die 
rechtlichen Voraussetzungen für eine Zurückstellung geschaffen werden. Hierzu ist es 
erforderlich, den Aufstellungsbeschluss zu fassen.  

Finanzielle Auswirkungen 

Angaben über Kosten können erst nach der Behördenbeteiligung und der Beteiligung der 
städtischen Ämter im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens gemacht werden. 

Mitzeichnung der beteiligten Stellen: 

OB/82, Referat T 

Vorliegende Anfragen/Anträge: 

keine 

Erledigte Anfragen/Anträge: 
keine 

 
Matthias Hahn 
Bürgermeister 

Anlagen 

1. Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung vom 14. Oktober 2013 
2. Lageplan zum Aufstellungsbeschluss vom 14. Oktober 2013 (verkleinert) 
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Anlage 1 zu GRDrs 1006/2013 
 
Allgemeine Ziele und Zwecke 
Bebauungsplan mit Satzung über örtliche Bauvorschriften Hauptstraße/Vollmoellerstraße 
(Vai 274) im Stadtbezirk Vaihingen 
 
Inhaltsübersicht 
1. Grund für die Aufstellung des Bebauungsplans 
2. Geltendes Recht und andere Planungen 
3. Bestehende Bebauungs- und Nutzungsstruktur 
4. Planerische Zielsetzungen 
5. Erschließung 
6. Umweltbelange 
7. Flächenbilanz 

 
1. Grund für die Aufstellung des Bebauungsplans 
Für den größten Teil des Geltungsbereiches liegen einfache Bebauungspläne (Baulinien-
pläne) aus den Jahren 1913, 1930 und 1934 vor, die lediglich die überbaubaren Grund-
stücksflächen und die Verkehrsflächen festsetzen. Für einen kleinen Bereich des Gel-
tungsbereiches existiert qualifiziertes Planungsrecht (Bebauungsplan „Ifflandstraße Vai-
hingen“, 1965/109). Mit dem vorliegenden Bebauungsplan soll u. a. erstmalig die Art und 
das Maß der baulichen Nutzung festgesetzt werden bzw. im Falle des Bereiches mit heu-
te vorhandenem qualifizierten Planungsrecht den geänderten Gegebenheiten und Erfor-
dernissen angepasst werden.  
 
Für den Stadtbezirk Vaihingen wurde im Januar 2013 ein Struktur- und Rahmenplan vom 
Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung in Auftrag gegeben. Der Strukturplan umfasst 
den gesamten besiedelten Bereich des Stadtbezirks Vaihingen. Der darauf aufbauende 
und konkretisierende Rahmenplan beschränkt sich im Wesentlichen auf die Stadtteile 
Heerstraße/Vaihingen-Mitte und umfasst daher auch den Geltungsbereich des vorliegen-
den Bebauungsplanes. Der Entwurf des Strukturplans und erste Ergebnisse des Rah-
menplans können voraussichtlich noch im Herbst 2013 in einem mündlichen Bericht im 
Ausschuss für Umwelt und Technik und im Bezirksbeirat Vaihingen vorgestellt werden. 

 
Der Rahmenplan soll als Grundlage für spätere Bebauungsplanverfahren herangezogen 
werden. Mit dem Rahmenplan sollen Vorgaben u. a. für die Art und das Maß der bauli-
chen Nutzung, die Straßenraumgestaltung, die Höhenentwicklung der Gebäude, die 
Dachform, die Lage von Baugrenzen/Baulinien, die Unterbringung des ruhenden Ver-
kehrs und den Erhalt/die Neupflanzung von Bäumen erarbeitet werden, die dann im Be-
bauungsplanverfahren in Form von Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften umge-
setzt werden.  
 
Der Aufstellungsbeschluss für den vorliegenden Bebauungsplan soll bereits jetzt gefasst 
werden, um Entwicklungen im Geltungsbereich zu verhindern, die den städtebaulichen 
Zielsetzungen und dem Ergebnis des Rahmenplans - insbesondere bezüglich Höhenent-
wicklung der Gebäude und der Dachgestaltung - zuwider laufen könnten.  

 
Weiterhin soll mit dem vorliegenden Bebauungsplan die Vergnügungsstättenkonzeption 
(GRDrs. 670/2011) sowie das Einzelhandels- und Zentrenkonzept (GRDrs. 222/2008) der 
Stadt Stuttgart umgesetzt werden, um unerwünschte Fehlentwicklungen in Bezug auf 
Vergnügungsstätten und ähnliche Einrichtungen sowie im Einzelhandel zu vermeiden.   
 
Im vorliegenden Bebauungsplan sollen u. a. folgende Festsetzungen getroffen werden: 
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•  Erstmalige Festsetzung der Art und des Maßes der baulichen Nutzung bzw.  Änderung 
 bestehender Festsetzungen dazu.  
•  Im Zusammenhang mit der Festsetzung der Art der baulichen Nutzung wird der 
 Ausschluss von Vergnügungsstätten festzusetzen und der Einzelhandel gemäß 
 Einzelhandels- und Zentrenkonzept zu regeln sein.  
•  Beschränkung der Zahl der Vollgeschosse auf maximal 3, in Teilen gegebenenfalls 
 auch auf maximal 2. 
•  Beschränkung der maximalen Trauf- und Firsthöhe.  
•  Anpassung der bisher festgesetzten Baulinien an die geänderten Gegebenheiten und 
 Erfordernisse; hierbei wird auch zu prüfen sein, inwieweit es städtebaulich erforderlich 
 ist, Vorgartenbereiche sowie verbliebene unbebaute Blockinnenbereiche von einer 
 Überbauung freizuhalten. 
•  Festsetzungen zur Verkehrsfläche, welche den geänderten Verkehrsbedürfnissen 
 Rechnung trägt.  
•  Festsetzung von stadtbildprägenden Grünbereichen bzw. Bäumen sowie Schaffung 
 neuer Baumstandorte. 
•  Festsetzungen zur Dachform. 
 
 
2. Geltendes Recht und andere Planungen 
Flächennutzungsplan 
Der aktuelle Flächennutzungsplan der Stadt Stuttgart stellt für den nördlichen Teil des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplans gemischte Baufläche und für den südlichen Teil 
Wohnbaufläche dar. Die Ziele des Bebauungsplans entsprechen den Zielen der FNP-
Darstellung. Der Bebauungsplan ist damit als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 
zu bezeichnen. 
 
Bebauungspläne 
Lediglich für einen kleinen Teil des Geltungsbereiches des vorliegenden Bebauungsplans 
- und zwar für das Quartier zwischen Ifflandstraße, Bassermannstraße, Vollmoellerstraße 
und Lindenstraße - liegt qualifiziertes Planungsrecht vor. Der hier geltende Bebauungs-
plan 1965/109 (Ifflandstraße Vaihingen) setzt die Art der baulichen Nutzung (entlang der 
Vollmoellerstraße WA, ansonsten MI), das Maß der baulichen Nutzungen (GRZ 0,4, GFZ 
0,7, Z = II) sowie die überbaubare Grundstücksfläche fest.  
 
Für den übrigen Teil des Geltungsbereiches des aufzustellenden Bebauungsplanes wur-
den die überbaubare Grundstücksfläche und die Verkehrsfläche durch die rechtsverbind-
lichen Bebauungspläne aus den Jahren 1913, 1930 und 1934 (Baulinienpläne) festge-
setzt. Die Art und das Maß der baulichen Nutzung wurden 1953 mit der Baustaffel 4 
(nördlich der Ilfflandstraße) und 7 (südlich der Ifflandstraße) festgesetzt, die jedoch nicht 
rechtswirksam sind („nö-Bebauungsplan“). Deshalb sind Vorhaben im Geltungsbereich - 
soweit sie nicht in Bereich des erwähnten qualifizierten Bebauungsplanes „Ifflandstraße 
Vaihingen“ liegen - bezüglich Art und Maß der baulichen Nutzung derzeit nach § 34 
BauGB zu beurteilen. 
 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplans sollen u. a. auch die städtebaulichen Zielset-
zungen des fortgeschriebenen Konzepts „Einzelhandel und Zentren“ (Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept Stuttgart GRDrs 222/2008) umgesetzt und planungsrechtlich gesichert 
werden. 
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Der Bereich entlang der Hauptstraße ist als Ergänzungsbereich des Haupteinkaufsberei-
ches (C-Zentrum) dargestellt. Aus diesem Grund sollen in diesem Teil des Geltungsbe-
reichs großfläche Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen werden; nicht großflächige Ein-
zelhandelsbetriebe sollen im Erdgeschoss und Untergeschoss zugelassen werden. 
 
Vergnügungsstättenkonzeption 
Entsprechend der Vergnügungsstättenkonzeption (GRDrs 670/2011) sollen Vergnü-
gungsstätten und andere Einrichtungen wie Bordelle, bordellartige Nutzungen sowie 
Wettbüros, die als Gewerbebetriebe einzustufen sind, im gesamten Geltungsbereich aus-
geschlossen werden.  
 
Der Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans für den gesamten Stadtbezirk Vaihingen 
(Vergnügungsstätten und andere Einrichtungen im Stadtbezirk Vaihingen Vai 267, GRDrs 
130/2013) zur Umsetzung der Vergnügungsstättenkonzeption wurde am 23. April 2013 
gefasst. 
 
Struktur- und Rahmenplan 
Für den Stadtbezirk Vaihingen wurde ein Struktur- und Rahmenplan in Auftrag gegeben. 
Der Strukturplan umfasst den gesamten besiedelten Bereich des Stadtbezirks Vaihingen. 
Der darauf aufbauende und konkretisierende Rahmenplan beschränkt sich in Wesentli-
chen auf die Vaihinger Stadtteile Heerstraße/Vaihingen-Mitte und umfasst daher auch 
den Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplanes. Der Entwurf des Struktur-
plans und erste Ergebnisse des Rahmenplans können voraussichtlich noch im Herbst 
2013 in einem mündlichen Bericht im Ausschuss für Umwelt und Technik und im Bezirks-
beirat Vaihingen vorgestellt werden. 
 
Die Regelungsinhalte des Rahmenplans sollen als Grundlage für das vorliegende Bebau-
ungsplanverfahren dienen. Mit dem Rahmenplan sollen Vorgaben u. a. für die Art und das 
Maß der baulichen Nutzung, die Straßenraumgestaltung, die Höhenentwicklung der Ge-
bäude, die Dachform, die Lage von Baugrenzen/Baulinien, die Unterbringung des ruhen-
den Verkehrs und den Erhalt/die Neupflanzung von Bäumen erarbeitet werden, die dann 
im Bebauungsplanverfahren in Form von Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften 
umgesetzt werden sollen. 
 
Denkmalschutz 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist kein Kulturdenkmal gemäß Denkmal-
schutzgesetz Baden-Württemberg vorhanden. 
 
Lärmaktionsplan 
Die Umgebungslärmrichtlinie bzw. das Gesetz zur Umsetzung der EG-Richtlinie in natio-
nales Recht verpflichten die Gemeinden, alle 5 Jahre einen Lärmaktionsplan für Haupt-
lärmquellen aufzustellen. Dies sind Hauptverkehrsstraßen und Haupteisenbahnstrecken. 
Großstädte müssen darüber hinaus sonstige Straßen, Stadtbahn- oder Straßenbahnstre-
cken sowie bestimmte Hafen- und Industrieanlagen erfassen, soweit sie erheblichen 
Umgebungslärm hervorrufen. Die Stadt Stuttgart hat sonstige Straßen mit einem Ver-
kehrsaufkommen von über 4000 Kfz/Tag in die Lärmkartierung aufgenommen. 
 
Bei bedeutsamen Entwicklungen für die Lärmsituation, ansonsten alle fünf Jahre nach 
dem Zeitpunkt ihrer Aufstellung, werden die Lärmaktionspläne überprüft und erforderli-
chenfalls überarbeitet. Die aktuelle Lärmkartierung für Stuttgart stammt aus dem Jahr 
2012, der Lärmaktionsplan wird derzeit überprüft. 
  

http://www.stadtklima-stuttgart.de/stadtklima_filestorage/download/EU-Umgebungslaermrichtlinie.pdf


Seite 7 

Luftreinhalte-/Aktionsplan 
Der Luftreinhalte-/Aktionsplan, der dafür sorgen soll, dass die Luftqualität in Stuttgart 
besser wird, ist am 1. Januar 2006 in Kraft getreten und wurde im Jahr 2010 fortge-
schrieben. Der Luftreinhalte-/Aktionsplan enthält ein Paket von 36 Einzelmaßnahmen,  
z. B. das Lkw-Durchfahrtsverbot, die Einführung der Umweltzone und die Plakettenpflicht 
für Kfz verbunden mit Fahrverboten für Fahrzeuge mit hohem Schadstoffausstoß, gerin-
gere Geschwindigkeiten auf verschiedenen Hauptstraßen, Ausbau des Stadtbahnnetzes, 
Parkraummanagement, Förderung Radverkehr und die Umrüstung des städtischen 
Fuhrparks auf schadstoffarme Fahrzeuge. 
 
 
3. Bestehende Bebauungs- und Nutzungsstruktur 
Der Geltungsbereich ist größtenteils bebaut und versiegelt. 
 
Entlang der Hauptstraße befindet sich der westliche Ergänzungsbereich zum Hauptein-
kaufsbereich des C-Zentrums Vaihingen, weshalb hier neben der Wohnbebauung ein 
starker Dienstleistungs- und Einzelhandelsbesatz vorhanden ist. Ansonsten ist die Be-
bauung im Geltungsbereich vorwiegend durch Wohnnutzung geprägt. Eine Ausnahme 
bildet der Baublock zwischen Krehlstraße und Lindenstraße, in dessen Innenbereich sich 
eine Gärtnerei befindet, welche diesen Baublock bereits auf Grund ihrer Flächengröße 
mitprägt. 
 
Während entlang der Hauptstraßen sowie im nördlichen Teil des Geltungsbereiches die 
Wohnbebauung sich in Gestalt von Mehrfamilienhäusern zeigt, treten nach Süden auch 
vermehrt Einfamilienhäuser in Erscheinung. In den Blockinnenbereichen sind einige 
Grünflächen vorhanden (fast ausschließlich als private Hausgärten).  
 
 
4. Planerische Zielsetzungen 
Art der baulichen Nutzung 
Es ist vorgesehen einen Streifen entlang der Hauptstraße als Mischgebiet (MI) auszuwei-
sen. Dieser wird wahrscheinlich den Bereich der ersten Bebauungsreihe an der Haupt-
straße erfassen. Für den restlichen Geltungsbereich ist - soweit zur baulichen Nutzung 
vorgesehen - die Festsetzung als Allgemeinen Wohngebiet (WA) vorgesehen.  
 
Die Nutzungskataloge beider Baugebiete sollen sich weitgehend an denjenigen der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) orientieren. Im Mischgebiet sollen entsprechend der 
Empfehlung der Vergnügungsstättenkonzeption Vergnügungsstätten und ähnliche Ein-
richtungen (wie Wettbüros als Gewerbebetriebe) ausgeschlossen werden. Diese sind im 
Allgemeinen Wohngebiet bereits auf Grund der Regelungssystematik der Baunutzungs-
verordnung ausgeschlossen.  
 
Großflächige Einzelhandelsbetriebe mit wesentlichen Auswirkungen im Sinne des § 11 
Abs. 3 BauNVO sind in dem Mischgebiet bereits gemäß Baunutzungsverordnung regel-
mäßig nicht zulässig, was auch den Empfehlungen des Einzelhandels- und Zentrenkon-
zeptes für diesen Bereich - im Konzept dargestellt als Ergänzungsbereich des C-
Zentrums - entspricht. Ansonsten soll der Einzelhandel - sowohl mit zentrenrelevanten als 
auch nicht zentrenrelevanten Sortimenten - auf das Erdgeschoss und Untergeschoss be-
grenzt werden. Im Allgemeinen Wohngebiet richtet sich der Einzelhandel nach den Vor-
gaben der Baunutzungsverordnung, wonach ausschließlich die der Versorgung des Ge-
bietes dienende Läden in diesem Baugebiet zulässig sind. 
 
Des Weiteren sollen auch Tankstellen ausgeschlossen werden.  
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Mit Blick auf die vorhandene Gärtnerei wird im weiteren Verfahren geprüft, inwieweit eine 
ausnahmsweise Zulässigkeit von Gartenbaubetrieben für den westlichen Teil des Allge-
meinen Wohngebietes sinnvoll ist, womit diese planungsrechtlich gesichert werden könn-
te. Für den übrigen Bereich des Geltungsbereiches sollen Gartenbaubetriebe ausge-
schlossen werden, da sich eine sinnvolle Anordnung mit Blick auf die Zentrumsnähe 
schwierig gestaltet dürfte. Falls die ausnahmsweise Zulässigkeit von Gartenbaubetriebe 
nicht festgesetzt wird, ist eine Sicherung über einen erweiterten Bestandschutz gemäß § 
1 Abs. 10 BauNVO vorgesehen.  
 
Überbaubare Grundstücksfläche 
Im weiteren Verfahren soll geprüft werden, inwieweit eine Anpassung der Baulinien städ-
tebaulich erforderlich ist. Es ist vorgesehen, die Baulinien der älteren Baubauungspläne 
zumindest zum großen Teil von der Festsetzungsart her in Baugrenzen zu überführen, da 
eine exakte Vorgabe der Bauflucht nur noch im Einzelfall erforderlich sein dürfte. 
Es wird auch zu prüfen sein, inwieweit Vorgartenbereiche sowie verbliebene unbebaute 
Blockinnenbereiche von einer Überbauung dauerhaft freizuhalten sind. 
 
Bepflanzung der Grundstücksflächen 
Auf den nicht überbauten und nicht überbaubaren Grundstücksflächen soll eine weitest-
gehend unversiegelte Freiflächengestaltung mit hohem Grünanteil vorgesehen werden. 
 
Begrenzung der Vollgeschosszahl bzw. Trauf- und Firsthöhen 
Um eine städtebaulich sinnvolle Staffelung der Gebäudehöhen in Vaihingen zu erreichen, 
ist vorgesehen im Geltungsbereich eine maximale Vollgeschosszahl von 3 zuzulassen. 
Der Bereich ist nicht mehr dem unmittelbaren Zentrumsbereich zuzuordnen, sodass eine 
höhere Geschosszahl und entsprechende Gebäudehöhe städtebaulich nicht gewünscht 
ist. Für den südwestlichen Teilbereich des Geltungsbereiches kommt ggf. eine geringere 
Geschossigkeit von maximal zwei Vollgeschossen in Betracht; dies ist im weiteren Ver-
fahren zu prüfen. Auch in den noch nicht abgeschlossenen Arbeiten zum Struktur- und 
Rahmenplan zeichnet sich ab, dass eine Begrenzung auf eine maximal dreigeschossige 
Bebauung für diesen Bereich zu empfehlen ist.  
Wesentliches Ziel ist es, die Geschossigkeit in ihrem Erscheinungsbild zu begrenzen. 
Daher soll auch eine maximale Trauf- und Firsthöhe festgesetzt werden. Für den Bereich 
der Hauptstraße ist eine maximale Traufhöhe von 10,5 m und eine maximale Firsthöhe 
von 14,5 m geplant. 
 
Verkehrsfläche 
Vom Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes werden mehrere Verkehrsflä-
chen erfasst. Es wird zu prüfen sein, inwieweit Änderungen der diesbezüglichen Festset-
zungen notwendig sind, um die Verkehrsräume qualitativ aufwerten zu können. Insbe-
sondere wird auch eine Entscheidung darüber zu treffen sein, ob und in welchem Aus-
maß an der planungsrechtlich bestehenden Möglichkeit der Durchbindung der Ifflandstra-
ße zwischen Lindenstraße und Krehlstraße festgehalten werden soll, welche bis in die 
Gegenwart nicht realisiert wurde. (Der betreffende Bereich ist gegenwärtig v. a. durch die 
Gärtnerei bebaut und im privaten Eigentum.) Ggf. ist, auf Grund der Baublocktiefe zwi-
schen Hauptstraße und Vollmoellerstraße, ein reduzierter Ausbau für Fußgänger sinnvoll. 
Zudem ist zu prüfen, inwieweit Anpassungen im Vorfeld des Kreuzungsbereiches Haupt-
straße/Ackermannstraße (Abbiegespuren, Fußweg) erforderlich sind.  
 
Grün- und Freiraumgestaltung 
Stadtbildprägende Grünbereiche bzw. Bäume sollen erhalten und entsprechend festge-
setzt sowie neue Baumstandorte sollen geschaffen werden. 
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Festsetzungen zum Immissionsschutz 
Insbesondere die Bereiche entlang der Hauptstraße und an der Krehlstraße sind im stär-
keren Maß durch Verkehrslärmimmissionen belastet, sodass für diese Bereiche entspre-
chende Maßnahmen zum Lärmschutz notwendig werden.  
 
Gestalterische Festsetzungen zur Dachform 
Zur Sicherung eines ansprechenden und abgestimmten städtebaulichen Erscheinungsbil-
des wird der Struktur- und Rahmenplan Empfehlungen zur Dachform für die jeweiligen 
Teilräume aussprechen. Nach dem gegenwärtigen Planungsstand werden Satteldächer 
und Walmdächer (letztere vor allem südlich der Ifflandstraße) auch mit Blick auf die be-
stehende Prägung im Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplanes als sinnvol-
le Dachform angesehen. Entlang der Hauptstraße sollen für die rückwärtigen überbauba-
ren Grundstücksflächen bei eingeschossigen Gebäudeteilen Flachdächer oder bis 7° ge-
neigte Dächer möglich sein. Es ist beabsichtigt, die genannten Dachformen als gestalteri-
sche Festsetzung in den jeweiligen Teilbereichen festzuschreiben.  
 
5. Erschließung  
ÖPNV 
Das Plangebiet ist durch mehrere im Geltungsbereich liegende bzw. unmittelbar daran 
angrenzende Bushaltestellen (Linien 81, 82, 84, 751), die in etwa 400 m Entfernung lie-
gende Stadtbahnhaltestelle Schillerplatz (Linie U1) sowie den in 450 m Entfernung lie-
genden S-Bahn-Knotenpunkt Vaihinger Bahnhof (S-Bahnlinien 1 bis 3 und Stadtbahnli-
nien U1, U3, U8 und U12) sehr gut erschlossen. 
 
Geh- und Radwegeverbindungen 
Entlang der Vollmoellerstraße verläuft die Hauptradroute Nr. 10. Gehwegverbindungen 
bestehen entlang der Straßen. 
 
Individualverkehr 
Das Plangebiet ist über die Hauptstraße, die Ackermannstraße, die Vollmoellerstraße und 
die Krehlstraße an das Straßenverkehrsnetz angeschlossen. Innergebietlich übernehmen 
die Lindenstraße, die Bassermannstraße und Ifflandstraße die weitere Erschließung.  
Im weiteren Verfahren wird geprüft, ob und in welchem Ausmaß ein Festhalten an der im 
Bebauungsplan von 1913 festgesetzten Durchbindung der Ifflandstraße zwischen Linden-
straße und Krehlstraße sinnvoll ist (ggf. auch in Form eines reduzierten Ausbaus aus-
schließlich für den Fuß- und Radverkehr). 
 
6. Umweltbelange 
Geschützte Arten 
Ob eine Untersuchung zu Vorkommen gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) besonders oder streng geschützter Tier- und Pflanzenarten erforderlich ist, 
wird noch geprüft. 
 
Baumbestand 
Ob im Geltungsbereich vorhandene Bäume als erhaltenswert festgesetzt werden sollen, 
wird im weiteren Verfahren geprüft werden. 
 
Klima 
Aus stadtklimatologischer Sicht ist der Planungsbereich sanierungsbedürftig. Es wird 
geprüft, ob z. B. durch möglichst geringe Baudichten und geringen Versieglungsgrad 
bzw. hohen Grünanteil die thermische Belastung in diesem Bereich reduziert werden 
kann.  
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Der Grünzug um das Sindelbachtal stellt eine Hauptventilationsachse dar, welche das 
Rosental mit den Stadtpark Vaihingen verbindet. Neben dem Luftaustausch auf Grund 
der regionalen Windverhältnisse ermöglicht dies ein Vordringen der bei Strahlungswet-
terlagen entstehenden Kaltluftströmungen in den bebauten Bereich. Auch auf Grund  der 
im oder nahe des Geltungsbereiches bestehenden Kaltluftströmungen und den damit 
verbundenen Durchlüftungsmöglichkeiten soll eine Beibehaltung der Zweigeschossigkeit 
südlich der Ifflandstraße geprüft werden.  
 
Lärm 
Aus der Lärmkarte Stuttgart (EU-Lärmkartierung 2012) können folgende Werte abgeleitet 
werden: 
 
Straßenverkehr  
 nachts dB(A) tags dB(A) 
Hauptstraße 60 bis 65 70 bis 75 
Krehlstraße 55 bis 60 65 bis 70  
 

Die Werte beziehen sich auf die Gehwegkante der genannten Straßen. In den Blockin-
nenbereichen sowie entlang der übrigen Straßen im Plangebiet ist von deutlich geringe-
ren Werten, weitestgehend bis 45 dB(A) nachts und bis 55 dB(A) tags, auszugehen.  
 
Die Orientierungswerte nach der DIN 18005 für Mischgebiete nachts 50 dB(A) und 60 dB 
(A) tags und Allgemeine Wohngebiete nachts 45 dB(A) und 55 dB (A) tags werden ent-
lang der beiden oben genannten Straßen überschritten. Im weiteren Verfahren ist daher 
zu prüfen, inwieweit aktive oder passive Schallschutzmaßnahmen festzusetzen sind. 
 
Da die EU-Lärmkartierung nur Straßen ab einem Verkehrsaufkommen von 4000 
Kfz/Tag berücksichtigt, ist im weiteren Verfahren zu prüfen, ob für die Vollmoellerstraße 
ebenfalls beachtliche Schallpegel, die bereits ab ca. 1500 bis 2000 Kfz auftreten, zu 
berücksichtigen sind. Gegebenenfalls werden auch für diesen Bereich Festsetzungen 
zum Schallschutz erforderlich.  
 
Gewerbelärm 
Im Zusammenhang mit der planungsrechtlichen Sicherung des vorhandenen Garten-
baubetriebes im zukünftigen Allgemeinen Wohngebiet wird im weiteren Verfahren die 
immissionsschutzrechtliche Verträglichkeit des Betriebes mit der vorhandenen Wohnnut-
zung überprüft werden.  
 
Luftschadstoffe 
Die im Rahmen der Erstellung des Informationssystems “Stadtklima 21“ mit dem Scree-
ning-Verfahren PROKAS durchgeführten Berechnungen für das Jahr 2010 ergeben für 
den Bereich Hauptstraße Jahresmittelwerte für Stickstoffdioxid (NO2) bis 35 μg/cbm. Für 
das Jahr 2015 werden dort Jahresmittelwerte bis 33 μg/cbm prognostiziert. 
 
Für Feinstaub (PM10) werden für das Jahr 2010 für den Bereich der Hauptstraße Immis-
sionswerte bis 22 μg/cbm im Jahresmittel berechnet; für das Jahr 2015 werden dort bis 
21 μg/cbm im Jahresmittel prognostiziert.  
 
Damit werden die Grenzwerte der 39. BImSchV eingehalten, allerdings die Zielwerte der 
vom Gemeinderat beschlossenen Umweltqualitätsziele Luft teilweise überschritten. Vor 
diesem Hintergrund soll der Geltungsbereich nach § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB als Fläche, 
bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen Schadstoffimmissionen 
notwendig sind, kennzeichnet werden. 
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Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 
Ob Ausgleichsmaßnahmen erforderlich sind, wird im Rahmen der Eingriffs-/Aus-
gleichsbilanz im weiteren Verfahren geprüft 

 
Bodenschutz 
Je nach vorhandener Versiegelung sind im Plangebiet Böden der Qualitätsstufe 4 (hoch, 
< 500 m2) bis 0 (fehlend) anzutreffen. Erheblich negative Umweltauswirkungen auf den 
Boden werden durch die Planung nicht erwartet. Eine Bilanzierung auf Grundlage der 
Methode des Bodenschutzkonzepts Stuttgart (BOKS) ist vorgesehen, sobald Einzelhei-
ten der Planung und die Maße der baulichen Nutzung bekannt sind. 
 
Altlasten 
Im Geltungsbereich befinden sich mehrere altlastenverdächtige Flächen (Hauptstraße 77, 
Hauptstraße 73a und b, Hauptstraße 65, Lindenstraße 10 und 12/1, Bassermannstraße 
20, Vollmoellerstraße 46 einschließlich Nachbargrundstücke). 

 
Heilquellenschutzgebiet 
Die Verkehrsfläche der Hauptstraße liegt in der Außenzone des Heilquellenschutzge-
biets (Verordnung des Regierungspräsidiums Stuttgart zum Schutz der staatlich aner-
kannten Heilquellen in Stuttgart-Bad Cannstatt und Stuttgart-Berg vom 11. Juni 2002); 
ansonsten liegt der Geltungsbereich nicht im Heilquellenschutzgebiet. 
 
7. Flächenbilanz 
 
Die Größe des Geltungsbereichs beträgt ca. 6,9 ha. 
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Stand: 14. Oktober 2013 
 
 

Bebauungsplan mit Satzung über örtliche Bauvorschriften Hauptstraße / Voll-
moellerstraße im Stadtbezirk Vaihingen (Vai 274) 
 

Aufstellungsbeschluss am:  

Gemeinderatsdrucksache:  
 

x  Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich folgender rechtskräftiger 
Bebauungspläne: 
1913/62 , 1930/67, 1934/62, 1965/109 

   

x  Das Plangebiet ist bezüglich der Art und des Maßes der baulichen Nutzung zu beurtei-
len nach § 34 BauGB  

   

  Das Plangebiet ist zu beurteilen nach § 35 BauGB 

   
 
 
 
 

 

Ermittlung des Umfanges und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB 
in Verbindung mit § 4 (1) BauGB und § 3 (1) BauGB 

 
 
 
 

„Checkliste“ 
 

- Vorläufige und überschlägige Einschätzung der mit der Planung voraussichtlich verbunde-
nen Umweltwirkungen und vorläufige Einschätzung des erforderlichen Umfanges und Detail-

lierungsgrades der Umweltprüfung - 
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Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit - § 1 (6) Nr.7c BauGB: 
 
Hinweise: 
 
Der Bewertungsaspekt Erholung in der freien Landschaft wird unter dem Bewertungsaspekt Landschaft 
abgehandelt. 
 
Der Bewertungsaspekt Belastung mit Luftschadstoffen sowie bioklimatische Belastungen (Hitzestress, 
Schwüle) wird unter dem Bewertungsaspekt Klima und Luft abgehandelt. 
 
Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat das Vorhaben voraus-
sichtlich folgende Auswirkungen: 
 
1  =  nicht betroffen / keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen / nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheb. nachteilig betroffen / erheb. nachteilige Umweltwirkungen 
5  = vertiefende Untersuchung / Gutachten erforderlich 
 

Bewertungsaspekte – 
Schutzgut Mensch 

 
Erläuterung 

 1 2 3 4 5 

Wohnumfeld (räumliche - 
gestalterische Aspekte) 

 Das Plangebiet ist durch die bestehende Bebauung 
mit Wohngebäuden, Einzelhandels- und Dienstleis-
tungsbetrieben sowie in geringerem Maße gewerb-
liche Betriebe (z. B. einen Gartenbaubetrieb) cha-
rakterisiert. Der Bebauungsplan setzt für weite 
Bereiche erstmalig die Art und das Maß der bauli-
chen Nutzung fest. Die Attraktivität des innerstädti-
schen Lebensraums soll gesteigert werden. Das 
Plangebiet grenzt an das Rosental an. 

  x    

Wohnumfeld – Ausstattung 
mit erholungsrelevanter Infra-
struktur (Spielplätze, Bolz-
plätze, Grünanlagen, Sport-
anlagen, Schwimm- und Frei-
bäder) 

 Im Geltungsbereich gibt es keine erholungsrelevan-
te Infrastruktur. Bestehende Grünbereiche wie Gär-
ten sollen gesichert werden. 

Das Plangebiet grenzt an das Rosental an. Zudem 
befindet sich das Stadtbad in geringer Entfernung. 

  x    

Lärm - Verkehr  Die Hauptstraße und die Krehlstraße sind stark von 
Verkehrslärm (Straße und Verkehr) belastet. Für 
die betreffenden Bereiche sind voraussichtlich 
Maßnahmen zum Schallschutz zu treffen. Für die 
Kreuzungsbereich mit der Hauptstraße und Krehlstra-
ße sowie eventuell bereits vorhandene oder zukünftige 
Baulücken entlang der stark befahrenen Straßen müs-
sen die vorhandenen Schallpegel genauer betrachtet 
werden. Ein Schallgutachten wird deshalb empfohlen. 

  x   x 

Lärm - Gewerbe / Industrie  Für den größten Teil des Geltungsbereiches soll 
ein Allgemeines Wohngebiet ausgewiesen werden, 
sodass weitgehend nur nicht wesentlich störende 
Gewerbebetriebe (sowie teilweise Gartenbaube-
triebe als Ausnahme) im Geltungsbereich zulässig 
sein werden. Im Mischgebiet entlang der Haupt-
straße werden auch sonstige Gewerbebetriebe 
zulässig sein, die jedoch vor dem Hintergrund der 
bestehenden Prägung nicht zu ortsuntypischen 
Immissionen führen dürften.  

Im Zusammenhang mit der planungsrechtlichen 
Sicherung des vorhandenen Gartenbaubetriebes 
im zukünftigen Allgemeinen Wohngebiet wird im 

 x     
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weiteren Verfahren die immissionsschutzrechtliche 
Verträglichkeit des Betriebes mit der vorhandenen 
Wohnnutzung überprüft werden.  

Über detaillierte Vorkehrungen zum Schallschutz, 
insbesondere mit Blick auf den Verkehrslärm, wäre 
zudem jeweils im Baugenehmigungsverfahren zu 
entscheiden. 

Lärm - Sport  --  x     

Lärm - Freizeit  --  x     

Erschütterungen  
-- 

 x     

Luft - Luftschadstoffe   vgl. SG Klima und Luft       

Veränderung von Wegebe-
ziehungen durch die Planung: 
Trennwirkung/Barrierewirkung 
zwischen Wohnstätten und 
für die Erholung bedeutsa-
men Bereichen sowie zwi-
schen Wohnstätten und wich-
tigen Infrastruktureinrichtun-
gen wie Kindergärten, Schu-
len, Einkaufsmöglichkeiten 

 Soweit sich im weiteren Verfahren zeigt, dass eine 
Durchbindung der Ifflandstraße zwischen Linden-
straße und Krehlstraße sinnvoll ist und diese in den 
Bebauungsplan aufgenommen würde, würde dies 
positive Auswirkungen auf die Wegebeziehungen 
haben. 

  x    

 

Die Planung entspricht den Zielsetzungen folgender Planungen: 1= ja / 2 = nein 

Lärmminderungsplan  Das Planungsgebiet liegt innerhalb des Gebietes 
des Lärmminderungsplanes Vaihingen.  

   - 

Luftreinhalteplan  vgl. SG Klima und Luft  - 

 

Sonstiges / Anmerkungen:  Keine 

Vorhandene Untersuchun-
gen / Sondergutachten: 

 Keine 

Geplanter Untersuchungs-
umfang / geplante Sonder-
gutachten für das Schutz-
gut Mensch: 

 
 
Es wird geprüft, ob ein Lärmgutachten erforderlich ist. 

 
 
Verkehrslärm 
Lärm 

Aus der Lärmkarte Stuttgart (EU-Lärmkartierung 2012) können folgende Werte abgeleitet 
werden: 

 
Straßenverkehr  

 nachts dB(A) tags dB(A) 
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Hauptstraße 60 bis 65 70 bis 75 
Krehlstraße 55 bis 60 65 bis 70  

 

Die Werte beziehen sich auf die Gehwegkante der genannten Straßen. In den Blockin-
nenbereichen sowie entlang der übrigen Straßen im Plangebiet ist von deutlich geringe-
ren Werten, weitestgehend bis 45 dB(A) nachts und bis 55 dB(A) tags, auszugehen.  

 
Die Orientierungswerte nach der DIN 18005 für Mischgebiete nachts 50 dB(A) und 60 dB 
(A) tags und Allgemeine Wohngebiete nachts 45 dB(A) und 55 dB (A) tags werden ent-
lang der beiden oben genannten Straßen überschritten. Im weiteren Verfahren ist daher 
zu prüfen, inwieweit aktive oder passive Schallschutzmaßnahmen festzusetzen sind. 
 
Da die EU-Lärmkartierung nur Straßen ab einem Verkehrsaufkommen von 4000 
Kfz/Tag berücksichtigt, ist im weiteren Verfahren zu prüfen, ob für die Vollmoellerstraße 
ebenfalls beachtliche Schallpegel, die bereits ab ca. 1500 bis 2000 Kfz auftreten, zu 
berücksichtigen sind. Gegebenenfalls werden auch für diesen Bereich Festsetzungen 
zum Schallschutz erforderlich.  
 
 
Schutzgut Tiere, Pflanzen, Biodiversität - § 1 (6) Nr. 7a und g BauGB: 
 
Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat das Vorhaben voraus-
sichtlich folgende Auswirkungen: 
 
 
1  =  nicht betroffen / keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen / nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheb. nachteilig betroffen / erheb. nachteilige Umweltwirkungen 
5  = vertiefende Untersuchung / Gutachten erforderlich 
 
 

Bewertungsaspekte - 
Schutzgut Tiere, Pflanzen, 
Biodiversität 

 
Erläuterung 

 1 2 3 4 5 

Sicherung und Entwicklung 
von naturnahen Biotop- und 
Nutzungstypen sowie Biotop-
komplexen 

 Im Plangebiet befinden sich vereinzelte, für den 
Stadtteil charakteristische Habitate der Siedlungs-
flächen (Gärten), die besonders oder streng ge-
schützten Arten Lebensraum bieten könnten. 
Durch den vorgesehenen Bebauungsplan wird die 
Bebauung von Teilbereichen dieser Biotop- und 
Nutzungstypen ermöglicht. Plangebiet grenzt an 
das Rosental an. 

     x 

Vorkommen seltener und ge-
fährdeter Tier- und Pflanzen-
arten 

 Artenschutzrechtliche Vorprüfung ist abzuwarten      x 

Biotopverbund, Biotopvernet-
zung (Trittsteinbiotope, linien-
hafte Vernetzungselemente) 

 Weitgehende Insellage mit geringen Verbundstruk-
turen  

Südlich bzw. südwestlich vom Plangebiet befindet 
sich in unmittelbarer Nähe der Feuersee und Ro-
sentalsee mit entsprechenden Gewässerbiotop-
strukturen.  

 x     

Biodiversität / Vielfalt an Arten 
und Lebensräumen 

 Innerstädtischer Siedlungsbereich mit vereinzelten 
inselartigen Gartenflächen 

 x     
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Die Planung entspricht den Zielsetzungen folgender rechtlicher Vorgaben:  

1 = keine Auswirkung auf die Zielsetzungen 
2 = günstige Auswirkung auf die Zielsetzungen 
3 = nachteilige Auswirkung auf die Zielsetzungen 

    1 2 3  

Sicherung und Entwicklung 
von Natura 2000 - Gebieten 
(FFH- und Vogelschutzgebie-
te) 

 Kein FFH-Gebiet  x   - 

Naturschutzgebiete  Kein Naturschutzgebiet  x   - 

Landschaftsschutzgebiete  Kein Landschaftsschutzgebiet  x   - 

Naturdenkmale  Kein Naturdenkmal  x   - 

Nach § 32 NatSchG beson-
ders geschützte Biotope 

 Keine Biotope  x   - 

Geschützte Grünbestände / 
Bäume nach Baumschutzsat-
zung 

 Keine  x   - 

Besonders geschützte Tier- 
und Pflanzenarten 

 Artenschutzrechtliche Vorprüfung ist abzuwarten     - 

Streng geschützte Tier- und 
Pflanzenarten 

 Artenschutzrechtliche Vorprüfung ist abzuwarten     - 

 

Die Planung entspricht den Zielsetzungen folgender Planungen: 1= ja / 2 = nein 

Zielsetzung Landschaftsplan  -- 

Zielsetzung Biotopverbund-
planung 

 -- 

 

Sonstiges / Anmerkungen: 
 Keine 

Vorhandene Untersuchun-
gen / Sondergutachten: 

 Keine 

Geplanter Untersuchungs-
umfang / geplante Sonder-
gutachten für das Schutzgut 
Tiere, Pflanzen und Bio-
diversität: 

 Artenschutzrechtliche Prüfung nach § 44 BNatSchG ist erforderlich.  

 
  



Seite 17 

 
Schutzgut Boden - § 1 (6) Nr. 7a BauGB: 
 
Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat das Vorhaben voraus-
sichtlich folgende Auswirkungen: 
 
 
1  =  nicht betroffen / keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen / nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheb. nachteilig betroffen / erheb. nachteilige Umweltwirkungen 
5  = vertiefende Untersuchung / Gutachten erforderlich 
 

Bewertungsaspekte - Bo-
denfunktionen 

 
Erläuterung 

 1 2 3 4 5 

Filter und Puffer für Schad-
stoffe / Schutz des Grund-
wassers 

 Der besiedelte Bereich ist größtenteils bebaut, wo-
bei jedoch einige Hausgärten vorhanden sind. So-
weit mit der Neuregelung der überbaubaren Berei-
che die Bebauung der Blockinnenbereiche verhin-
dert wird - inwieweit dies möglich und sinnvoll ist, 
wird im weiteren Verfahren geprüft -, würde damit 
eine weitere Versiegelung verhindert. 

 x     

Standort für Kulturpflanzen / 
Bodenfruchtbarkeit 

 Nur in wenigen Bereichen ist natürliche Vegetation 
vorhanden; teilweise jedoch größere Hausgärten. 

Je nach vorhandener Versiegelung sind im Plange-
biet Böden der Qualitätsstufe 4 (hoch, < 500 m2) bis 
0 (fehlend) anzutreffen.  

 x     

Ausgleichskörper im Was-
serhaushalt / Retention von 
Niederschlagswasser 

 Größtenteils versiegelt. Teilweise sind, neben den 
öffentlichen Straßen, auch einige Privatgrundstü-
cke, komplett versiegelt. 

Versiegelungsgrad: 0 % bis 100%, die unterschied-
lichen Versiegelungsgradklassen sind anteilmäßig 
relativ gleich verteilt.  

 

 x     

Boden als Archiv der Natur- 
und Kulturgeschichte 

 s.o.  - 

Besondere Bodeneigen-
schaften für die Sicherung 
und Entwicklung von beson-
ders hochwertiger Vegetation 
und besonderen Biotoptypen 

 Nicht vorhanden  - 

 

Bodenqualitätsstufen im Plangebiet nach BOKS: Im Plangebiet gibt es in Abhängigkeit von Boden-
typ und Versiegelungsgrad (wird nach der Beteiligung der Behörden ergänzt) 

Vorläufige überschlägige 
Bilanzierung gemäß BOKS: 

 Erheblich negative Umweltauswirkungen auf den Boden werden 
durch die Planung nicht erwartet. Eine Bilanzierung auf Grundlage 
der Methode des Bodenschutzkonzepts Stuttgart (BOKS) ist vorge-
sehen, sobald Einzelheiten der Planung und die Maße der baulichen 
Nutzung bekannt sind.  
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Altlasten 
 Es liegen folgende Verdachtsflächen im Plangebiet:  

ISAS Nr.: 3529 Hauptstraße 77 

ISAS Nr.: 3528 Hauptstraße 73a und b 

ISAS Nr.: 4774 Hauptstraße 65 

ISAS Nr.: 3409 Lindenstraße 10 und 12/1 

ISAS Nr.: 3369 Bassermannstraße 20 

ISAS Nr.: 3479 Vollmoellerstraße 46  

Bei der Planung sind in Bezug auf die Verdachtsflächen keine be-
sonderen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. 

 

Sonstiges / Anmerkungen: 
 - 

Vorhandene Untersuchun-
gen / Sondergutachten: 

 Keine 

Geplanter Untersuchungs-
umfang / geplante Sonder-
gutachten für das Schutz-
gut Boden: 

 Nicht erforderlich 

 
 

Schutzgut Wasser - § 1 (6) Nr.7a und g BauGB: 
 
Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat das Vorhaben voraus-
sichtlich folgende Auswirkungen: 
 
1  =  nicht betroffen / keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen / nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheb. nachteilig betroffen / erheb. nachteilige Umweltwirkungen 
5  = vertiefende Untersuchung / Gutachten erforderlich 
 

Bewertungsaspekte - 
Schutzgut Wasser 

 
Erläuterung 

 1 2 3 4 5 

Grundwasser - Veränderung 
von Grundwasserströmen 

 Die Beteiligung der Behörden wird nach dem Auf-
stellungsbeschluss durchgeführt. Die Ergebnisse 
werden eingearbeitet.  

      

Grundwasser - Verschmut-
zung durch Schadstoffeinträge 

 Die Beteiligung der Behörden wird nach dem Auf-
stellungsbeschluss durchgeführt. Die Ergebnisse 
werden eingearbeitet. 

      

Grundwasser - Veränderung 
von Grundwasserneubildungs-
raten 

 Die Beteiligung der Behörden wird nach dem Auf-
stellungsbeschluss durchgeführt. Die Ergebnisse 
werden eingearbeitet. 

      

Oberflächengewässer - Ge-
wässerstruktur 

 Nicht vorhanden  x     

Oberflächengewässer - Ge-
wässergüte 

 Nicht vorhanden  x     
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Oberflächengewässer - Über-
schwemmungsgebiete, Re-
tention oberflächig abfließen-
der Niederschlagsmengen 

 Keine  x     

 

Die Planung entspricht den Zielsetzungen folgender rechtlicher Vorgaben:  

1 = keine Auswirkung auf die Zielsetzungen 
2 = günstige Auswirkung auf die Zielsetzungen 
3 = nachteilige Auswirkung auf die Zielsetzungen 

    1 2 3 - 

Wasserschutzgebiete  Das Planungsgebiet liegt außerhalb von Wasser-
schutzgebieten. 

 x   - 

Heilquellenschutzgebiete  Das Planungsgebiet liegt teilweise (Hauptstraße) 
im Heilquellenschutzgebiet.  

 x   - 

Überschwemmungsgebiete  Das Planungsgebiet liegt nicht im Überschwem-
mungsgebiet.  

 x   - 

 

Sonstiges / Anmerkungen: 
 Keine 

Vorhandene Untersuchun-
gen / Sondergutachten: 

 Keine 

Geplanter Untersuchungs-
umfang / geplante Sonder-
gutachten für das Schutzgut 
Wasser: 

 Keine 

 
 

Schutzgut Klima und Luft - § 1 (6) Nr. 7a sowie g und h BauGB: 
 
Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat das Vorhaben voraus-
sichtlich folgende Auswirkungen: 
 
1  =  nicht betroffen / keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen / nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheb. nachteilig betroffen / erheb. nachteilige Umweltwirkungen 
5  = vertiefende Untersuchung / Gutachten erforderlich 
 

Bewertungsaspekte - 
Schutzgut Klima und Luft 

 
Erläuterung 

 1 2 3 4 5 

Thermische Belastung - Ver-
ringerung / Beseitigung ther-
misch ausgleichend wirkender 
Strukturen und Elemente (Ve-
getationsbestände, Beschat-
tung, Verdunstung) 

 Der Geltungsbereich umfasst bebautes Gebiet mit 
klimatisch-lufthygienischen Nachteilen. 

Verdichtete Siedlungsräume bzw. störende Bau-
werke. Unter stadtklimatischen Gesichtspunkten 
sanierungsbedürftig. 

 x     
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Veränderung der Beson-
nungs- und Verschattungs-
verhältnisse auf Baukörper im 
Plangebiet und in den an-
grenzenden Bereichen 

 -  x     

Kaltluftentstehung - Verringe-
rung von Kaltluft produzieren-
den Flächen und Verringerung 
der Kaltluftproduktionsraten 

 Keine Kaltluft produzierenden Strukturen vorhan-
den. 

 x     

Durchlüftung und Kaltluftströ-
mungen - Beeinträchtigung 
des Kaltluftabflusses bei 
Strahlungswetterlagen und 
Beeinträchtigung der Durch-
lüftung 

 
Der Grünzug um das Sindelbachtal stellt eine 
Hauptventilationsachse dar, welche das Rosen-
tal mit den Stadtpark Vaihingen verbindet. Ne-
ben dem Luftaustausch auf Grund der regiona-
len Windverhältnisse ermöglicht dies ein Vor-
dringen der bei Strahlungswetterlagen entste-
henden Kaltluftströmungen in den bebauten 
Bereich.  
 
Auch auf Grund  der im oder nahe des Gel-
tungsbereiches bestehenden Kaltluftströmungen 
und den damit verbundenen Durchlüftungsmög-
lichkeiten soll eine Beibehaltung der Zweige-
schossigkeit südlich der Ifflandstraße geprüft 
werden.  

 x     

 

 

 

 

x 

Luftschadstoffe - Verringerung 
Luftschadstoffe filternder Ve-
getationsbestände 

 
Die Hauptstraße ist im Klimaaltlas als Straße 
mit extremer Verkehrsbelastung, extremer Luft-
/Lärmbelastung dargestellt. 
 
Ein Luftschadstoffgutachten wird zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht für erforderlich gehalten. 

 x    (x) 

Luftschadstoffe - Belastung 
mit Luftschadstoffen durch 
direkte (Hausbrand, gewerbli-
che und industrielle Emissio-
nen) und indirekte (Emissio-
nen durch erhöhtes Verkehrs- 
aufkommen) Wirkungen 

 s.o.       

 

Darstellungen Klimaatlas: Der Klimaatlas weist den vorgesehenen Geltungsbereich weitgehend als 
Stadtrand- Klimatop aus. Temperatur, Feuchte und Wind sind wesentlich beeinflusst. Es kommt zu einer 
Störung lokaler Windsysteme.  

Der Geltungsbereich umfasst bebautes Gebiet mit klimatisch-lufthygienischen Nachteilen. Verdichtete 
Siedlungsräume bzw. störende Bauwerke. Unter stadtklimatischen Gesichtspunkten sanierungsbe-
dürftig. 

 

Die Planung entspricht den Zielsetzungen folgender rechtlicher Vorgaben:  

1 = keine Auswirkung auf die Zielsetzungen 
2 = günstige Auswirkung auf die Zielsetzungen 
3 = nachteilige Auswirkung auf die Zielsetzungen 

Luftreinhalteplan  Das Planungsgebiet liegt im Geltungsbereich des 
Luftreinhalteplanes.  

 1 

x 

2 3 - 

Sonstige klimabedeutsame 
Grünlagen (bspw. Rahmen-

 Keine  1 2 3 - 
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plan Halbhöhenlagen) x 

 

Sonstiges / Anmerkungen: 
 Keine 

Vorhandene Untersuchun-
gen / Sondergutachten: 

 Keine 

Geplanter Untersuchungs-
umfang / geplante Sonder-
gutachten für das Schutzgut 
Klima und Luft: 

 Keine 

 
 

Schutzgut Landschaft und Erholung in der Landschaft - § 1 (6) Nr. 7a BauGB: 
 
Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat das Vorhaben voraus-
sichtlich folgende Auswirkungen: 
 
 
1  =  nicht betroffen / keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen / nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheb. nachteilig betroffen / erheb. nachteilige Umweltwirkungen 
5  = vertiefende Untersuchung / Gutachten erforderlich 
 
 

Bewertungsaspekte - 
Schutzgut Landschaft 

 
Erläuterung 

 1 2 3 4 5 

Landschaftsbild, Topografie, 
visuelles Gefüge der Land-
schaft 

 Gebiet ist Bestandteil des dicht bebauten Sied-
lungsbereichs. Mit der Planung wird eine Erhal-
tung/Verbesserung des innerstädtischen Stadtbil-
des verfolgt.  

 x     

Charakteristische Elemente 
der Natur- und Kulturland-
schaft (Flächen-, Linien- und 
Punktelemente) 

 Keine  x     

Sichtbeziehungen, Sichtach-
sen, Fernsichten 

 Keine  x     

Raumbildende Elemente, 
Raumkanten, Landmarken 

 Keine  x     

Gestaltung Ortsrand / Einbin-
dung in die Landschaft 

 Keine  x     

Erholungsrelevante Infrastruk-
tur (Rad- und Wanderwege) 

 Keine  x     
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Sonstiges / Anmerkungen: 
 Keine 

Vorhandene Untersuchun-
gen / Sondergutachten: 

 Keine 

Geplanter Untersuchungs-
umfang / geplante Sonder-
gutachten für das Schutzgut 
Landschaft: 

 Keine 

 
 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter, kulturelles Erbe - § 1 (6) Nr. 7d BauGB: 
 
Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat das Vorhaben voraus-
sichtlich folgende Auswirkungen: 
 
 
1  =  nicht betroffen / keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen / nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheb. nachteilig betroffen / erheb. nachteilige Umweltwirkungen 
5  = vertiefende Untersuchung / Gutachten erforderlich 
 
 

Bewertungsaspekte – 
Schutzgut Kultur- und sons-
tige Sachgüter, kulturelles 
Erbe 

 
Erläuterung 

 1 2 3 4 5 

Baudenkmale einschließlich 
Umgebung 

 Keine Kulturdenkmale im Geltungsbereich vorhan-
den. 

 x     

Sonstige historisch - kulturell 
bedeutsame Gebäude, Ele-
mente, Gebäudegruppen, 
Ensembles 

 s. o.  x     

Sonstige natur- und land-
schaftshistorisch bedeutsame 
Elemente 

 Nicht bekannt  x     

Archäologische Funde  Nicht bekannt  x     

Sonstige Sachgüter  Nicht bekannt  x     
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Sonstiges / Anmerkungen: 
 Keine 

Vorhandene Untersuchun-
gen / Sondergutachten: 

 Keine 

Geplanter Untersuchungs-
umfang / geplante Sonder-
gutachten für das Schutzgut 
Kultur- und sonstige Sach-
güter: 

 Keine 

 
 

Sonstige Bewertungsaspekte - § 1 (6) Nr. 7e, f, g und h BauGB soweit nicht bereits 
bei den einzelnen Schutzgütern genannt: 
 
 

Sonstige Bewertungs-
aspekte 

 
geplante Maßnahmen im Rahmen der Bauleitplanung 

Vermeidung von Emissionen  Wird geprüft 

Sachgerechter Umgang mit 
Abfällen und Abwässern 

 Wird geprüft 

Nutzung erneuerbarer Ener-
gien sowie die sparsame und 
effiziente Nutzung von Energie 

 Wird geprüft 

Darstellung von Plänen des 
Abfallrechtes 

 Nicht bekannt 

 

Sonstiges / Anmerkungen: 
 Keine 

Vorhandene Untersuchun-
gen / Sondergutachten: 

 Keine 

Geplanter Untersuchungs-
umfang / geplante Sonder-
gutachten in Bezug auf 
sonstige Bewertungsaspek-
te: 

 Keine 

 
 

Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung 
Stuttgart, den 14. Oktober 2013 
 
 
 
Dr.-Ing. Kron 
Stadtdirektor 
 


